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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 19. Dezember 1980 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen 
— Drucksache 9/1699 — 

A. Problem 

Bei wirtschaftlicher Betätigung über die nationalen Grenzen 
hinaus stellen Doppelbesteuerungen ein erhebliches Hinder-
nis dar. Derartige steuerliche Hindernisse gilt es abzubauen. 

B. Lösung 

Durch das Abkommen vom 19. Dezember 1980 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechoslowakischen 
Sozialistischen Republik werden die wirtschaftlichen Bezie-
hungen auf eine sichere steuerliche Grundlage gestellt. Auf 
dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
werden die Doppelbesteuerung vermeidende Regelungen ein-
geführt, welche durch das Vertragsgesetz die für die Ratifika-
tion erforderliche Zustimmung der gesetzgebenden Körper-
schaften erhalten sollen. Der Ausschuß empfiehlt, dem Abkom-
men durch Annahme des Gesetzentwurfs zuzustimmen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Keine wesentlichen Auswirkungen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 9/1699 — unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 14. September 1982 

Der Finanzausschuß 

Frau Matthäus-Maier 

Vorsitzende 

Dr. Kübler 

Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Kübler 

Die Vorlage — Drucksache 9/1699 — wurde vom Ple-
num des Deutschen Bundestages in seiner 106. Sit-
zung am 16. Juni 1982 dem Finanzausschuß überwie-
sen, der über die Vorlage am 8. September 1982 bera-
ten hat. 

Das am 19. Dezember 1980 in Prag unterzeichnete 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen ist nach den entsprechenden Ab-
kommen mit Polen, Rumänien und Ungarn der 
vierte Steuervertrag, den die Bundesrepublik 
Deutschland mit einem Staatshandelsland abge-
schlossen hat. Wie alle derartigen Verträge dient 
auch dieses Abkommen dem Ziel, durch Beseitigung 
steuerlicher Hindernisse bei grenzüberschreitenden 
wirtschaftlichen Betätigungen die bilateralen Wirt-
schafts- und Handelsbeziehungen auf eine feste 
steuerliche Grundlage zu stellen und somit zu för-
dern und zu vertiefen. 

Das Abkommen entspricht in Inhalt, Form und Wir-
kungsweise den herkömmlichen deutschen Abkom-
men, die sich weitgehend an das von der OECD emp-
fohlene Musterabkommen anlehnen. Noch nicht be-
rücksichtigt sind allerdings gewisse Änderungen im 
revidierten OECD-Muster aus dem Jahr 1977, da der 
sachliche Inhalt des Abkommens mit der Tschecho-
slowakei bereits zuvor abschließend ausgehandelt 
war. Aus diesem Grund enthält das Abkommen auch 
noch nicht die Folgerungen aus der deutschen Kör-
perschaftsteuerreform, wie sie in späteren Vertrags

-

verhandlungen mit anderen Staaten gezogen wur-
den. 

Zur Vermeidung der Doppelbesteuerung verwendet 
das Abkommen zwei Methoden, und zwar in der Re-
gel und für die wesentlichsten ausländischen Ein-
künfte die Freistellungsmethode — allerdings unter 
Beachtung des Progressionsvorbehalts — und in ei-
nigen Ausnahmefällen die Anrechnungsmethode. 

Im Rahmen der Ausschußberatungen ist klarge-
stellt worden, daß zu den vom Abkommen erfaßten 
Steuern auch die Gewerbesteuer zählt. Der Aus-
schuß hat der Besteuerung von Künstlern und 
Sportlern erhöhte Aufmerksamkeit gewidmet und 
festgestellt, daß zur Beurteilung der gegenseitigen 
Beziehungen dieser Art auch das bereits bestehende 
Kulturabkommen hinzuzuziehen sei. 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepu-
blik Deutschland zur Beseitigung der Doppelbe-
steuerung in gewissem Umfang auf Steuern, die dem 
Bund, den Ländern oder den Gemeinden zufließen. 
Andererseits brauchen gewisse zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung bisher eingeräumte Ermäßigun-
gen an deutschen Steuern nicht mehr oder nicht 
mehr in bisheriger Höhe gewährt zu werden, weil 
' die Doppelbesteuerung nach dem Abkommen schon 
durch tschechoslowakische Steuerverzichte besei-
tigt oder gemildert wird. Das sich daraus ergebende 
Mehr- oder Minderaufkommen wird haushaltswirt-
schaftlich nicht ins Gewicht fallen. 

Der Finanzausschuß empfiehlt einstimmig, dem Ab-
kommenstext durch Annahme des Gesetzentwurfs 
zuzustimmen. 

Bonn, den 14. September 1982 

Dr. Kübler 

Berichterstatter 




